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ANZEIGE

Justizgeschichten

Kleinvieh machte zu viel Mist
In einemDorf amZürichsee lie-
gen zwei Einfamilienhäuser
dicht nebeneinander. Im einen
Haus lebte seit langer Zeit ein
Ehepaar, das unermüdlich im
Garten werkelte. Es errichtete
mehrere Lagerschuppen, einen
später nicht mehr gebrauchten
Hundezwinger, einHühnerhaus
und einen Kaninchenstall. Die
Baracken wurden aus rohen
Brettern gezimmert und mit
rostigem Wellblech oder alten
Tonziegeln gedeckt. Dazwi-
schen war ein Miststock auf-
getürmt. An der Grenze stand
einZaunausverwittertenKunst-
stoffplanken.

Der Ärger begann, als im Haus
nebenaneine jungeFamilie ein-
zog und nicht die idyllischen
Verhältnissevorfand,die sie sich
auf dem Lande erträumt hatte.
Die Hühner gackerten und die
Kaninchen stanken, Gülle er-
goss sichaufdieWieseundPlas-
tikfetzen verfingen sich im Ge-
büsch. Die neuen Anrainer be-

mängelten bei der Gemeinde,
dass es auf der benachbarten
Parzelle aussehe wie in einem
verwahrlosten Schrebergarten.
Der Gemeinderat wiegelte ab:
Diewackligen Verschläge seien
zwar ohne Bewilligung gebaut
worden. Siehätten jedoch schon
viele Jahre Bestand, weshalb
eine Beseitigung nur noch ver-
langtwerdenkönnte,wenneine
Gefahr für Leib und Leben zu
befürchtenwäre.

Weitere Schreiben wurden gar
nicht mehr beantwortet. Daher
beklagte sich die erboste Fami-
lie beim Kanton über eine
Rechtsverweigerung. Auf tele-
fonische Anfrage räumten die
Nachbarn ein, sie hätten die
Hütten wohl schon vor etwa
vierzig Jahren erstellt, aber im-
merwieder erneuert underwei-
tert. Sie erklärten sichbereit, die
störendstenBauwerkezuentfer-
nen und die Grenzwand zu er-
setzen. Ein förmliches Gesuch
legten sie allerdings trotz wie-

derholter Versprechungen nie
vor. Schliesslichmochte sichder
bisher so nachsichtigeGemein-
derat doch nicht mehr länger
hinhalten lassen.Er fordertedie
Schopf- und Stallbesitzer auf,
sämtliche Nebenbauten innert
dreiMonatenabzubrechen,und
drohte fürdenUnterlassungsfall
eine Ersatzvornahme nebst
einer Ungehorsamsstrafe an.
Die Eheleute hielten den Ab-
bruchbefehl für übertrieben
streng und griffen zu einem
Rechtsmittel.

EineWiederherstellung des ge-
setzmässigen Zustands kann
unterbleiben, wenn die Abwei-
chungvomErlaubtennurunbe-
deutend ist. Auf dieses Verhält-
nismässigkeitsprinzip darf sich
auch ein Bauherr berufen, der
nicht gutgläubig handelte. Er
muss aber inKaufnehmen,dass
die Behörden den Schutz der
RechtsgleichheitwiedieEinhal-
tungderRechtsordnung stärker
gewichten und die ihm erwach-

sendenNachteilenicht odernur
in geringerem Masse berück-
sichtigen. Sowurden die Eigen-
tümer des sogenannten Baum-
hauses in der Stadt St.Gallen
verpflichtet, ihrenhochgelobten
Neubauanzupassen, obwohldie
zulässigeGebäudehöhenur um
wenige Zentimeter überschrit-
tenwordenwar unddieVerkür-
zung einige hunderttausend
Franken kostete.

In unserem Fall stellte das Bau-
departement bei einem Augen-
schein fest,dassdieGrundbesit-
zer sich umsämtlicheVorschrif-
ten foutiert hatten: Die Unter-
stände wurden auf ein erhöhtes
Terrain gestellt und nahe an die
Grenzegerückt, ausunansehnli-
chen Materialien gebastelt und
für eine ausgedehnte Kleintier-
haltung genutzt, die in einer rei-
nenWohnzonefehlamPlatzwar.
Die veritablen Bruchbuden hat-
tenzudemkeinenSubstanzwert
unddieEntsorgung verursachte
nur bescheidene Transportkos-

ten. Deshalb wurde der Rekurs
ohneWeiteres abgewiesen.

Der Ehemann war vor kurzem
Witwer geworden und wollte
nun die geliebte Kaninchen-
zucht erst recht nichtmehr auf-
geben. Er setzte seine letzte
Hoffnung indas st.gallischeVer-
waltungsgericht. Vor diesem
wies er auf eine inzwischen ein-
gereichteBaueingabehin.Darin
hatte er selbst beantragt, die
Schuppen abzureissen und den
Kaninchenstall in kleinerem
Umfang und gefälligerer Er-
scheinung neu zu gestalten.

Das Gericht tritt auf die Be-
schwerdemit folgenderBegrün-
dung nicht ein: Wer die Pflicht
zum Rückbau bestreite und
gleichzeitig ein eigenes Gesuch
mit demselben Ziel stelle, sei
durch die angefochtene Verfü-
gung nicht beschwert und kön-
ne aus einer Aufhebung keinen
praktischen Nutzen ziehen – es
sei denn, er plane insgeheim,

vonderAbbruchbewilligunggar
nicht Gebrauch zumachen und
den rechtswidrigenZustandge-
wissermassen bis zum Sankt-
Nimmerleins-Tag andauern zu
lassen.Einesolchesmissbräuch-
liches Vorhaben sei dem Be-
schwerdeführer nach seinem
bisherigen Verhalten durchaus
zuzutrauen. Das sollte er sich
gutmerken:Die Justiz schätzt es
nicht, wenn man zuallerletzt
noch ein Kaninchen aus dem
Hut zaubert.

Rolf Vetterli
Altkantonsrichter St.Gallen
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Homeoffice stösst an die Landesgrenze
Wegen unterschiedlicherGesetze ist bei Grenzgängern die Arbeit zuHausemit Problemen verbunden, wie sich in Liechtenstein zeigt.

GüntherMeier

NeueArbeitsmodelle zuetablie-
ren, erscheint nicht so einfach,
wie es viele Arbeitnehmer
wünschten. Die Mischform aus
der gewohnten Präsenz am
Arbeitsplatz und dem Home-
officewäre einModell, demdie
CoronasituationausderNothe-
raus zuAktualität verholfenhat.
Doch ganz einfach ist die Ver-
wirklichungnicht, insbesondere
nicht in einem Grenzraum. Die
Stiftung Zukunft Liechtenstein
hat imRahmeneiner Studie auf
«WunschundWirklichkeit»von
Homeoffice von Zupendlern
aufmerksam gemacht, die sich
im Raum Liechtenstein-
Schweiz-Österreich bewegen.
DieLagemit denunterschiedli-
chen Regelungen stehe dem
Verständnis eines offenen, libe-
ralen und grenzüberschreiten-
den Arbeitsmarktes entgegen,
lautet das Fazit der Studie.

DieGrenzgängerzahlen las-
sen erkennen, dass es sich bei
den Problemen mit den unter-
schiedlichen rechtlichen Rah-
menbedingungennichtumeine
Kleinigkeit handelt. Vor allem
für Liechtenstein nicht, das laut
Studie zudeneuropäischenLän-
dernmit der höchsten Zupend-

lerquote gehört und aktuell
mehr Grenzgänger beschäftigt
als Einheimische. Rund22000
Pendler fahren innormalenZei-
ten jedenTagandieArbeitsplät-
ze in Liechtenstein, davon die
Mehrheit ausder Schweiz, etwa
57 Prozent.

WelcherStaat ist zuständig
fürdieSozialversicherung?
Arbeitsrechtlich ist ein Grenz-
gänger, der im Homeoffice
arbeitet, laut der geltendenDe-
finition in zwei Staatenbeschäf-
tigt. JenachUmfangder«Haus-
arbeit» taucht die Frage auf, in
welchemLanderdemSozialver-
sicherungsrecht unterstellt ist –
am Wohnort oder am Arbeits-
ort? Die Koordinierung der So-
zialversicherungen zwischen
Schweiz und Liechtenstein er-
folgt überdie sogenannteVadu-
zer Konvention zum EFTA-Ab-
kommen sowie über bilaterale
Vereinbarungen.Grundsätzlich
darf gemässdiesenRegelungen
eine Person, die in zwei oder
mehreren Ländern berufstätig
ist, versicherungstechnisch nur
einemLandunterstellt werden.

Die Frage freilich ist: Wel-
cher Staat ist zuständig? Und
diese Frage erhält mit dem
Homeoffice als Ausweg aus der

Coronakrise einebesondereAk-
tualität. Bei Grenzgängern sei
diese Frage, wird in der Studie
betont, nicht so einfach zu be-
antworten. Ausschlaggebend
sei, wie häufig eine Person im
Homeoffice arbeite, wobei die
Zeit der Heimarbeit stärker ge-
wichtet werde als die Präsenz
amArbeitsplatz. Eine «wesent-
liche Tätigkeit» im Wohnsitz-
land reiche aus, damit alle So-
zialleistungendort bezahltwer-
den müssen. Welchen Umfang
aberhat einewesentlicheTätig-
keit? Laut einer europäischen
Verordnung, die Aufnahme in
dasEFTA-Abkommengefunden
hat, handelt es sich um eine
Arbeitszeit, die mehr als 25% –
auf das ganze Jahr berechnet –
ausmacht.

Demnach bleibt ein Tag
HomeofficeproWoche füreinen
Grenzgänger ohne sozialversi-
cherungsrechtlicheKonsequen-
zen.Dauert dieHeimarbeit län-
ger, muss der soziale Bereich
dem Wohnsitzland unterstellt
werden. Betroffen davon sind
beispielsweise die AHV, die In-
validenversicherung, das Tag-
geld bei der Krankenversiche-
rung, die Berufsunfall- und
Nichtberufsunfallversicherung,
die Arbeitslosenversicherung,

diebetrieblichePersonalvorsor-
ge oder 2. Säule. Derzeit ist der
Wechsel derUnterstellungnoch
ausgesetzt.WeralsGrenzgänger
aufgrund der Coronapandemie
vomArbeitgeber ersuchtwurde,
vermehrt oderganzvonzuHau-
se aus zu arbeiten, ist davon
noch nicht betroffen. Die liech-
tensteinische AHV teilte in
einem Newsletter dazu mit:
«WeralsGrenzgängerwährend
des ersten Ausbruchs der Co-
vid-19-Pandemie vorüberge-
hendaufHomeofficewechselte,
konnte trotzdem in Liechten-

stein sozialversichert bleiben.»
Gleichzeitig betonte die AHV,
dieseAusnahme sei nachCoro-
na nicht mehr möglich, also ab
demZeitpunkt, andemdieHer-
kunftsländerder liechtensteini-
schen Grenzgänger wieder zu
den staatsvertraglichen Rege-
lungen zurückkehrenwürden.

EU-BürgerundSchweizer
nichtgleichgestellt
Soll Homeoffice künftig ver-
stärkt in neue Arbeitsmodelle
einbezogenwerden, fordert die
Studie derZukunftsstiftung, bi-
laterale Regelungen mit der
Schweiz und Österreich zu ver-
einbaren, umdenLänderwech-
sel bei den Sozialversicherun-
gen fürHomeofficeauszuschal-
tenoder zumindestdenUmfang
für einen Wechsel von derzeit
25% der Arbeitszeit oder der
Lohnsumme anzuheben. Aus
liechtensteinischer Sicht wäre
zudemmitderSchweizeineVer-
einbarunganzustreben,wonach
alle Grenzgänger den gleichen
rechtlichen Status hätten.

Für EU-Bürger und Dritt-
staatangehörige, die in der
Schweiz wohnen und in Liech-
tenstein als Grenzgänger arbei-
ten, geltendieRegelungennicht
wie für SchweizerGrenzgänger.

Für diese rund 5000 Personen
mussbeidenSozialversicherun-
gen anteilsmässig abgerechnet
werden: «Wenn ein in der
SchweizwohnhafterEU-Bürger
im Homeoffice arbeitet, dann
müsste sein Arbeitgeber diese
Stundenmit den Schweizer So-
zialversicherungen abrechnen
unddie restlicheArbeitszeitmit
jenen in Liechtenstein.» Diese
Person würde damit also zwei-
mal unterstellt, was genau das
Gegenteil bewirke, was mit der
europäischen Verordnung, die
auch für Liechtenstein und die
Schweiz gilt, bezweckt wurde.
Die Studie fordert deshalb, im
bilateralen Verhältnis mit der
Schweiz eine Gleichstellung al-
ler Grenzgänger anzustreben,
damit keinederPendlergruppen
praktisch von der Homeoffice-
option ausgeschlossenwerde.

Neben der Problematik der
Sozialversicherungen harren
laut StudienochweitereProble-
meeinerLösung imZusammen-
hangmitdemHomeoffice.Auch
in den Bereichen Steuern, Ar-
beitsrecht und Datenschutz sei
keineswegs klar, schreiben Do-
ris Quaderer und Thomas Lo-
renz inder Studie,welcheRege-
lungen für dieHomeofficetätig-
keit vonGrenzgängern gelten.

Grenzen spielen beim Home-
office eine besondere Rolle.
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